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6 1 2 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Belgien über Soziale
Sicherheit samt Schlußprotokoll
(NR: GP XIV RV 703 AB 799 S. 85. BR: AB 1798 S. 373.)

6 1 3 . Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und
dem Königreich Belgien über Soziale Sicherheit

612.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Schlußprotokoll wird genehmigt.

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH UND
DEM KÖNIGREICH BEL-
GIEN ÜBER SOZIALE

SICHERHEIT

DER BUNDESPRÄSIDENT
DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH
und
DER KÖNIG DER BELGIER,

Von dem Wunsche geleitet, die
gegenseitigen Beziehungen zwi-
schen den beiden Staaten auf dem
Gebiete der Sozialen Sicherheit
zu regeln, sind übereingekom-
men, ein Abkommen zu schlie-
ßen, und haben hierfür zu ihren
Bevollmächtigten ernannt:

DER BUNDESPRÄSIDENT
DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH:

Herrn Friedrich POSCH,
Geschäftsträger a. i. der Repu-
blik Österreich in Brüssel;

DER KÖNIG DER BELGIER:

Seine Exzellenz Herrn Renaat
VAN ELSLANDE,

56 380
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Minister für Auswärtige Ange-
legenheiten und Entwicklungs-
hilfe des Königreichs Belgien,

Die, nach Austausch ihrer in
guter und gehöriger Form be-
fundenen Vollmachten nach-
stehende Bestimmungen verein-
bart haben:

ABSCHNITT I

A l l g e m e i n e
B e s t i m m u n g e n

Artikel 1

(1) In diesem Abkommen be-
deuten die Ausdrücke:

1. „Österreich"
die Republik Österreich,

„Belgien"
das Königreich Belgien;

2. „Gebiet":

— in bezug auf Österreich
dessen Bundesgebiet,
— in bezug auf Belgien
dessen Hoheitsgebiet;

3. „Staatsangehöriger":

— in bezug auf Österreich
dessen Staatsbürger,
— in bezug auf Belgien
dessen Staatsbürger;

4. „Rechtsvorschriften":

— die Gesetze, Verord-
nungen und Satzungen,
die sich auf die im Artikel 2
Absatz 1 bezeichneten
Zweige der Sozialen
Sicherheit beziehen;

5. „zuständige Behörde":

in bezug auf Österreich:

— den Bundesminister für
soziale Verwaltung, hin-
sichtlich der Familienbei-
hilfen den Bundesminister
für Finanzen,

in bezug auf Belgien:

— den Minister für soziale
Vorsorge, hinsichtlich der
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im System der Sozialen
Sicherheit für selbständig
Erwerbstätige auferlegten
Verpflichtungen sowie für
die Familienbeihilfe und
für die aus diesem System
gebührenden Leistungen
bei Alter und Tod (Pen-
sionen) den Minister für
den Mittelstand;

6. „Träger":
die Einrichtung oder die
Behörde, der die Durch-
führung der im Artikel 2
bezeichneten Rechtsvor-
schriften oder eines Teiles
davon obliegt;

7. „zuständiger Träger":
den nach den anzuwen-
denden Rechtsvorschriften
zuständigen Träger;

8. „zuständiger Staat":
den Vertragsstaat, in des-
sen Gebiet der zuständige
Träger seinen Sitz hat;

9. „Geldleistung", „Rente"
oder „Pension":
eine Geldleistung, Rente
oder Pension einschließ-
lich aller ihrer Teile aus
öffentlichen Mitteln, aller
Zuschläge, Anpassungs-
beträge, Zulagen sowie
Kapitalabfindungen, je-
doch mit Ausnahme der
Ausgleichszulage nach den
österreichischen Rechts-
vorschriften;

10. „Familienbeihilfen":
die regelmäßigen Geld-
leistungen, die entspre-
chend der Zahl und dem
Alter der Kinder gewährt
werden, sowie die Erhö-
hungen für behinderte
Kinder, jedoch mit Aus-
nahme der Geburtenbei-
hilfen.

(2) In diesem Abkommen ha-
ben andere Ausdrücke die Bedeu-
tung, die ihnen nach den betref-
fenden Rechtsvorschriften zu-
kommt.
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Artikel 2

(1) Dieses Abkommen bezieht
sich:

1. in Österreich auf die
Rechtsvorschriften über:
a) die Krankenversiche-

rung (Krankheit, Mut-
terschaft und Tod) mit
Ausnahme der Sonder-
versicherung für Hinter-
bliebene von Präsenz-
dienern und beschädigte
Präsenzdiener in beruf-
licher Ausbildung;

b) die Pensionsversiche-
rung der Arbeiter;

c) die Pensionsversiche-
rung der Angestellten;

d) die knappschaftliche
Pensionsversicherung ;

e) die Pensionsversiche-
rung der in der gewerb-
lichen Wirtschaft selb-
ständig Erwerbstätigen;

f) die Pensionsversiche-
rung der in der Land-
und Forstwirtschaft selb-
ständig Erwerbstätigen;

g) die Versicherung bei
Arbeitsunfällen und Be-
rufskrankheiten mit Aus-
nahme der Unfallversi-
cherung der beschädig-
ten Präsenzdiener in be-
ruflicher Ausbildung;

h) die Arbeitslosenversi-
cherung;

i) die Familienbeihilfen;

2. in Belgien auf die Rechts-
vorschriften über:
a) die Versicherung gegen

Krankheit und Invalidi-
tät, betreffend die Sy-
steme für Dienstneh-
mer und für selbständig
Erwerbstätige;

b) Alters- und Hinterblie-
benenpensionen, betref-
fend die Systeme für
Dienstnehmer und für
selbständig Erwerbstä-
tige;
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c) Entschädigung für Ar-
beitsunfälle und Berufs-
krankheiten;

d) die Arbeitslosenversi-
cherung;

e) Familienbeihilfen, be-
treffend die Systeme für
Dienstnehmer und für
selbständig Erwerbstä-
tige.

(2) Dieses Abkommen bezieht
sich nicht auf Rechtsvorschriften
über ein neues System oder einen
neuen Zweig der Sozialen Sicher-
heit und nicht auf Systeme für
Opfer des Krieges und seiner
Folgen.

(3) Rechtsvorschriften, die sich
aus zwischenstaatlichen Verträ-
gen mit dritten Staaten ergeben,
sowie überstaatliches Recht sind,
soweit sie nicht Versicherungs-
lastregelungen enthalten, im Ver-
hältnis zwischen den Vertrags-
staaten nicht zu berücksichtigen.

Artikel 3

(1) Dieses Abkommen ist, so-
weit es nichts anderes bestimmt,
auf Personen anzuwenden, für
die die Rechtsvorschriften eines
der Vertragsstaaten gelten oder
galten und die Staatsangehörige
eines der Vertragsstaaten sind,
sowie auf ihre Familienangehö-
rigen und ihre Hinterbliebenen.

(2) Dieses Abkommen ist fer-
ner anzuwenden auf Hinterblie-
bene von Personen, die den
Rechtsvorschriften eines der
beiden Vertragsstaaten unterla-
gen, ohne Rücksicht auf die
Staatsangehörigkeit dieser Per-
sonen, sofern die Hinterbliebenen
Staatsangehörige eines der Ver-
tragsstaaten sind.

(3) Dieses Abkommen ist auch
auf Flüchtlinge im Sinne der
Konvention vom 28. Juli 1951
und des Protokolls hierzu vom
31. Jänner 1967 über die Rechts-
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stellung der Flüchtlinge sowie
auf Staatenlose anzuwenden.

Artikel 4

Soweit dieses Abkommen
nichts anderes bestimmt, haben
die im Artikel 3 angeführten
Personen die gleichen Rechte
und Pflichten aus den Rechtsvor-
schriften über die Soziale Sicher-
heit eines jeden Vertragsstaates
wie dessen Staatsangehörige.

Artikel 5

Hinsichtlich der freiwilligen
Versicherung oder Weiterver-
sicherung nach den Rechtsvor-
schriften eines Vertragsstaates
werden die nach den Rechtsvor-
schriften des anderen Vertrags-
staates zurückgelegten Versiche-
rungszeiten, soweit erforderlich,
wie Versicherungszeiten berück-
sichtigt, die nach den Rechtsvor-
schriften des ersten Staates zu-
rückgelegt worden sind.

Artikel 6

Die Pensionen, Renten und
andere Geldleistungen, mit Aus-
nahme der Leistungen bei Ar-
beitslosigkeit, die nach den
Rechtsvorschriften eines Ver-
tragsstaates erworben worden
sind, dürfen nicht deshalb ge-
kürzt, geändert, zum Ruhen
gebracht, entzogen oder be-
schlagnahmt werden, weil der
Berechtigte sich im Gebiet des
anderen als des Vertragsstaates
befindet, in dem der verpflichtete
Träger seinen Sitz hat.

Artikel 7

(1) Ein auf die Rechtsvor-
schriften beider Vertragsstaaten
gestützter Anspruch auf meh-
rere Leistungen gleicher Art aus
derselben Versicherungszeit kann
auf Grund dieses Abkommens
weder erhoben noch aufrecht-
erhalten werden; dies gilt nicht
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für Leistungen nach Abschnitt III,
Kapitel 2 und 3.

(2) Soweit nach den Rechtsvor-
schriften eine Vertragsstaates
eine Erwerbstätigkeit, Einkünfte,
eine Leistung aus der Sozialver-
sicherung oder ein Sozialversi-
cherungsverhältnis rechtliche
Auswirkungen auf eine Leistung
der Sozialversicherung haben,
kommt die gleiche Wirkung auch
einem gleichartigen Sachverhalt
zu, der im anderen Vertragsstaat
vorliegt.

ABSCHNITT II

B e s t i m m u n g e n Ober die
a n z u w e n d e n d e n Rechts-

vorschr i f ten

Artikel 8

Unbeschadet der Artikel 9 und
10 gelten für einen Erwerbstäti-
gen die Rechtsvorschriften des
Vertragsstaates, in dessen Gebiet
er seine Erwerbstätigkeit ausübt.
Dies gilt auch dann, wenn der
Erwerbstätige im Gebiet des
anderen Vertragsstaates wohnt
oder wenn sein Dienstgeber
seinen Betriebssitz oder seinen
Wohnsitz im Gebiet des anderen
Vertragsstaates hat.

Artikel 9

(1) Wird ein Dienstnehmer, der
im Gebiet eines Vertragsstaates
von einem Unternehmen be-
schäftigt wird, dem er gewöhn-
lich angehört, von diesem Unter-
nehmen in das Gebiet des ande-
ren Vertragsstaates zur Arbeits-
leistung für Rechnung dieses Un-
ternehmens entsendet, so gelten,
wenn die zu verrichtende Arbeit
voraussichtlich nicht länger als
24 Monate dauert, die Rechts-
vorschriften des ersten Vertrags-
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staates weiter, als wäre er noch
in dessen Gebiet beschäftigt.

(2) Wird ein Dienstnehmer ei-
nes Luftfahrtunternehmens mit
dem Sitz im Gebiet eines Ver-
tragsstaates aus dessen Gebiet in
das Gebiet des anderen Vertrags-
staates entsendet, so gelten die
Rechtsvorschriften des ersten
Vertragsstaates, als wäre er noch
in dessen Gebiet beschäftigt.

(3) Wird ein dem fahrenden
Personal angehörender Dienst-
nehmer eines Transportunter-
nehmens, das seinen Sitz im
Gebiet eines Vertragsstaates hat,
im Gebiet des anderen Vertrags-
staates beschäftigt, so gelten die
Rechtsvorschriften des ersten
Vertragsstaates, als wäre er in
dessen Gebiet beschäftigt; unter-
hält das Unternehmen im Gebiet
des zweiten Vertragsstaates eine
Zweigniederlassung, so gelten
für die von ihr beschäftigten
Dienstnehmer die Rechtsvor-
schriften dieses Vertragsstaates.

(4) Wird ein öffentlich-recht-
lich Bediensteter oder ein ihm
nach den Vorschriften des in
Betracht kommenden Vertrags-
staates Gleichgestellter mit Aus-
nahme der durch Artikel 10 er-
faßten Personen in das Gebiet
des anderen Vertragsstaates ent-
sendet, so gelten die Rechtsvor-
schriften des Vertragsstaates, bei
dessen Verwaltung er beschäftigt
ist.

Artikel 10

(1) Diplomaten sind vorbehalt-
lich des Absatzes 3 in bezug auf
ihre Dienste für den Entsende-
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staat von den im Empfangsstaat
geltenden Rechtsvorschriften
über Soziale Sicherheit befreit.

(2) Die im Absatz 1 vorgese-
hene Befreiung gilt auch

a) für Mitglieder des Ver-
waltungs- und technischen
Personals der Mission so-
wie für Mitglieder des
dienstlichen Hauspersonals
der Mission, die weder An-
gehörige des Empfangs-
staates noch in demselben
ständig ansässig sind und

b) für private Hausangestellte,
die ausschließlich bei ei-
nem Diplomaten beschäf-
tigt sind, sofern sie
aa) weder Angehörige des

Empfangsstaates noch
in demselben ständig
ansässig sind und

bb) den im Entsendestaat
oder in einem dritten
Staat geltenden Rechts-
vorschriften über Sozia-
le Sicherheit unterste-
hen.

(3) Beschäftigt ein Diplomat
Personen, auf welche die im
Absatz 2 litera b vorgesehene Be-
freiung keine Anwendung findet,
so hat er die Rechtsvorschriften
über Soziale Sicherheit zu beach-
ten, die im Empfangsstaat für
Arbeitgeber gelten.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten
entsprechend für die Mitglieder
von konsularischen Vertretun-
gen sowie für die ausschließlich
in deren Diensten stehenden
Mitglieder des Hauspersonals.

Artikel 11

Für bestimmte Dienstnehmer,
Dienstnehmergruppen oder für
selbständig Erwerbstätige kann,
soweit es in ihrem Interesse liegt,
unter Bedachtnahme auf die Art
und die Umstände ihrer Beschäf-
tigung die zuständige Behörde
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des Vertragsstaates, dessen
Rechtsvorschriften nach den
Artikeln 8 bis 10 dieses Abkom-
mens anzuwenden wären, die
Befreiung von diesen Rechtsvor-
schriften auf Antrag der zustän-
digen Behörde des anderen Ver-
tragsstaates zulassen. In diesem
Fall sind die Rechtsvorschriften
dieses Vertragsstaates auf die
betreffenden Dienstnehmer anzu-
wenden, als wären sie in dessen
Gebiet beschäftigt.

ABSCHNITT III

Besondere B e s t i m m u n g e n

KAPITEL 1

Krankheit und Mutterschaft

Artikel 12

(1) Für den Leistungsanspruch
und die Dauer der Leistungs-
gewährung sind die nach den
Rechtsvorschriften beider Ver-
tragsstaaten zu berücksichtigen-
den Versicherungszeiten zusam-
menzurechnen, soweit sie nicht
auf dieselbe Zeit entfallen.

(2) Hat jedoch ein Versicherter
in dem Vertrags Staat, in dem er
nunmehr erwerbstätig ist, keinen
Leistungsanspruch, aber noch
einen Leistungsanspruch nach
den Rechtsvorschriften des Ver-
tragsstaates, in dessen Gebiet er
vor dem Wechsel seines Wohn-
ortes zuletzt versichert war, oder
hätte er diesen Anspruch, wenn
er sich dort befände, so kann er
die Gewährung von Leistungen
in sinngemäßer Anwendung des
Artikels 13 Absätze 4 bis 7 bean-
spruchen.

Artikel 13

(1) Eine Person, welche die
Voraussetzungen für einen Lei-
stungsanspruch nach den Rechts-
vorschriften eines Vertragsstaa-
tes erfüllt oder erfüllen würde,
wenn sie sich im Gebiet dieses
Staates befände, hat bei vorüber-
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gehendem Aufenthalt im Gebiet
des anderen Vertragsstaates An-
spruch auf Sachleistungen, wenn
ihr Zustand sofortige ärztliche
Betreuung einschließlich Kran-
kenhauspflege erforderlich macht.

(2) Ist eine Person zu Lasten
eines Trägers eines der Vertrags-
staaten anspruchsberechtigt, so
behält sie diesen Anspruch, wenn
sie ihren Wohnort in das Gebiet
des anderen Vertragsstaates ver-
legt. Die betreffende Person
muß vor dem Wohnortwechsel
die Zustimmung des zuständigen
Trägers einholen. Diese Zustim-
mung darf aber nur verweigert
werden, wenn der Wohnort-
wechsel geeignet ist, ihren Ge-
sundheitszustand oder die Durch-
führung der ärztlichen Behand-
lung zu gefährden.

(3) Ist eine Person zu Lasten
eines Trägers eines der Vertrags-
staaten anspruchsberechtigt, so
behält sie diesen Anspruch, wenn
sie sich in das Gebiet des anderen
Vertragsstaates begibt, um dort
eine ihrem Zustand angemessene
Behandlung zu erhalten. Die
betreffende Person muß vor dem
Aufenthaltswechsel die Zustim-
mung des zuständigen Trägers
einholen. Diese Zustimmung
darf nicht verweigert werden,
wenn die betreffende Person
im Gebiet des zuständigen Staa-
tes die erwähnte Behandlung
nicht erhalten kann.

(4) Hat eine Person nach den
vorhergehenden Absätzen einen
Leistungsanspruch, so werden
die Sachleistungen von dem
Träger ihres Aufenthaltsortes
oder ihres neuen Wohnortes
gewährt, und zwar nach den für
diesen Träger geltenden Rechts-
vorschriften.

(5) In den Fällen der Absätze 1
bis 3 hängt die Gewährung von
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Körperersatzstücken, größeren
Hilfsmitteln und anderen Sachlei-
stungen von erheblicher Bedeu-
tung davon ab, daß der zuständige
Träger hierzu seine Zustimmung
gibt, es sei denn, daß die Gewäh-
rung der Leistung nicht aufge-
schoben werden kann, ohne das
Leben oder die Gesundheit des
Betreffenden ernsthaft zu gefähr-
den.

(6) In den Fällen de Absätze 1
bis 3 werden die Geldleistungen
vom zuständigen Träger nach
den für ihn geltenden Rechts-
vorschriften gewährt.

(7) Die vorhergehenden Ab»
Sätze sind auf Familienangehö-
rige entsprechend anzuwenden.

(8) Die Absätze 1 und 4 bis 7
gelten, soweit es sich um Dienst-
nehmer nach Artikel 9 handelt,
ohne Rücksicht auf deren Staats-
angehörigkeit.

Artikel 14

(1) Die Familienangehörigen
einer Person, welche die Voraus-
setzungen für einen Leistungs-
anspruch nach den Rechtsvor-
schriften eines Vertragsstaates
erfüllt oder erfüllen würde, wenn
sie sich im Gebiet dieses Staates
befände, haben Anspruch auf
Sachleistungen, wenn sie im
Gebiet des anderen Vertragsstaa-
tes wohnen, als ob die Person,
von der sie ihren Anspruch ab-
leiten, ebenfalls dort wohnen
würde. Die Leistungen werden
zu Lasten des zuständigen Trä-
gers vom Träger des Wohnortes
der Familienangehörigen nach
den für diesen Träger geltenden
Rechtsvorschriften gewährt.

(2) Verlegen die Familienange-
hörigen ihren Wohnort in das
Gebiet des Vertragsstaates, in
dem der zuständige Träger sei-
nen Sitz hat, so erhalten sie Lei-
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stungen nach dessen Rechtsvor-
schriften. Dies gilt auch, wenn
die Familienangehörigen für den-
selben Fall der Krankheit oder
der Mutterschaft bereits Leistun-
gen von den Trägern des Ver-
tragsstaates erhalten haben, in
dessen Gebiet sie vor dem Wohn-
ortwechsel gewohnt haben; se-
hen die vom zuständigen Träger
anzuwendenden Rechtsvor-
schriften eine Höchstdauer der
Leistungsgewährung vor, so
wird die Zeit angerechnet, für
die unmittelbar vor dem Wohn-
ortwechsel Leistungen gewährt
worden sind.

(3) Haben die im Absatz 1
bezeichneten Familienangehöri-
gen in dem Vertragsstaat, in dem
sie wohnen, einen Anspruch auf
Sachleistungen, so sind die Ab-
sätze 1 und 2 nicht anzuwenden.

Artikel 15

Verleihen nach diesem Kapitel
die Rechtsvorschriften beider
Vertragsstaaten einer Person je
einen Anspruch auf Leistungen
bei Mutterschaft, so finden aus-
schließlich die Rechtsvorschrif-
ten Anwendung, die im Gebiet
des Vertragsstaates gelten, in dem
die Entbindung stattgefunden
hat; hierbei sind, soweit erfor-
derlich, die Zeiten im Sinne
des Artikels 12 zusammenzu-
rechnen.

Artikel 16

(1) Wohnt ein nach den Rechts-
vorschriften beider Vertrags-
staaten zum Bezug von Pensio-
nen oder Renten Berechtigter im
Gebiet eines Vertragsstaates und
hat er dort auf Grund der Rechts-
vorschriften dieses Staates An-
spruch auf Sachleistungen, so
werden sie ihm und seinen
Familienangehörigen von dem
Träger seines Wohnortes ge-
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währt, als ob er zum Bezug einer
Pension oder Rente lediglich auf
Grund der Rechtsvorschriften
des Staates berechtigt wäre, in
dem er wohnt. Diese Leistungen
gehen zu Lasten des Trägers des
Staates, in dem der Berechtigte
wohnt.

(2) Wohnt ein nach den Rechts-
vorschriften nur eines Vertrags-
staates zum Bezug einer Pension
oder Rente Berechtigter im Ge-
biet des anderen Staates, so wer-
den ihm und seinen Familien-
angehörigen Sachleistungen von
dem Träger seines Wohnortes
gewährt, als ob er zum Bezug
einer Pension oder Rente ledig-
lich nach den Rechtsvorschrif-
ten des Staates berechtigt wäre,
in dem er wohnt. Diese Leistun-
gen gehen zu Lasten des zustän-
digen Trägers des Staates, in dem
der zur Rentenzahlung verpflich-
tete Träger seinen Sitz hat.

(3) In den Fällen des Absatzes 2
ist Artikel 13 Absätze 4 und 5
anzuwenden.

(4) Wohnen die Familienange-
hörigen eines nach den Rechts-
vorschriften eines oder beider
Vertragsstaaten zum Bezug einer
Pension oder Rente Berechtigten
im Gebiet des anderen als des
Vertragsstaates, in dem der Be-
rechtigte selbst wohnt, so erhal-
ten sie Sachleistungen, als ob
der Berechtigte in demselben
Staat wohnen würde. Die Sach-
leistungen werden vom Träger
des Wohnortes nach den für die-
sen Träger geltenden Rechtsvor-
schriften gewährt. Artikel 14
Absatz 3 ist entsprechend anzu-
wenden.

(5) Ein nach den Rechtsvor-
schriften eines oder beider Ver-
tragsstaaten zum Bezug einer
Pension oder Rente Berechtigter
oder einer seiner Familienange-
hörigen erhält Sachleistungen
bei einem vorübergehenden Auf-
enthalt im Gebiet des anderen
als des Vertragsstaates, in dem
er wohnt. Diese Leistungen wer-
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den von dem Träger des Aufent-
haltsortes nach den fut diesen
Träger geltenden Rechtsvor-
schriften gewährt; in diesem
Fall ist Artikel 13 Absatz 5 anzu-
wenden.

(6) In den Fällen der Absätze 4
und 5 gehen die Sachleistungen
zu Lasten des nach Absatz 1 oder
Absatz 2 in Betracht kommenden
Trägers.

(7) Die vorstehenden Absätze
gelten entsprechend für Pensions-
oder Rentenwerber.

Artikel 17

Die im Artikel 12 Absatz 2,
im Artikel 13 Absätze 1 bis 3,
im Artikel 14 Absatz 1 und im
Artikel 16 Absätze 2, 4 und 5
vorgesehenen Sachleistungen
werden gewährt

in Österreich
von der für den Aufenthalts-
beziehungsweise Wohnort der
betreffenden Person zuständi-
gen Gebietskrankenkasse für
Arbeiter und Angestellte,

in Belgien
von der für Krankheit und
Invalidität zuständigen Ver-
sicherungseinrichtung.

Artikel 18

(1) Der zuständige Träger er-
stattet dem Träger des Aufent-
halts- beziehungsweise Wohn-
ortes die aufgewendeten Beträge
mit Ausnahme der Verwaltungs-
kosten.

(2) Die zuständigen Behörden
können zur verwaltungsmäßi-
gen Vereinfachung vereinbaren,
daß für alle Fälle oder für be-
stimmte Gruppen von Fällen
anstelle von Einzelabrechnun-
gen der Aufwendungen Pau-
schalzahlungen treten.
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KAPITEL 2

Alter und Tod
(Pensionen)

A. GEMEINSAME
VORSCHRIFTEN

Artikel Î9

Hat eine Person nach den
Rechtsvorschriften beider Ver-
tragsstaaten Versicherungszeiten
erworben, so sind diese für den
Erwerb eines Leistungsanspru-
ches zusammenzurechnen, soweit
sie nicht auf dieselbe Zeit ent-
fallen.

Artikel 20

(1) Beanspruchen eine Person,
die nach den Rechtsvorschriften
beider Vertragsstaaten Versiche-
rungszeiten erworben hat, oder
ihre Hinterbliebenen eine Pen-
sion, so hat der zuständige Trä-
ger die Leistungen auf folgende
Weise festzustellen:

a) Der Träger hat nach den
von ihm anzuwendenden
Rechtsvorschriften festzu-
stellen, ob die betreffende
Person unter Zusammen-
rechnung der Versiche-
rungszeiten Anspruch auf
die Leistung hat;

b) besteht ein Anspruch auf
eine Leistung, so hat der
Träger zunächst den theo-
retischen Betrag der Lei-
stung zu berechnen, die zu-
stehen würde, wenn alle
nach den Rechtsvorschrif-
ten der beiden Vertrags-
staaten zurückgelegten Ver-
sicherungszeiten ausschließ-
lich nach den für ihn gel-
tenden Rechtsvorschriften
zurückgelegt worden wä-
ren. Ist der Betrag der Lei-
stung von der Versiche-
rangsdauer unabhängig, so
gilt dieser Betrag als theo-
retischer Betrag;

c) sodann hat der Träger die
geschuldete Teilleistung
auf der Grundlage des nach



210. Stück — Ausgegeben am 19. Dezember 1978 — Nr. 612 3859

litera b errechneten Betra-
ges nach dem Verhältnis zu
berechnen, das zwischen
der Dauer der nach seinen
Rechtsvorschriften zu be-
rücksichtigenden Versiche-
rungszeiten und der Ge-
samtdauer der nach den
Rechtsvorschriften beider
Vertragsstaaten zu berück-
sichtigenden Versiche-
rungszeiten besteht.

(2) Erreichen die Versiche-
rungszeiten, die nach den Rechts-
vorschriften eines Vertragsstaa-
tes zurückgelegt worden sind,
insgesamt nicht zwölf Monate für
die Berechnung der Leistung, so
wird nach diesen Rechtsvor-
schriften keine Leistung ge-
währt; in diesem Fall berück-
sichtigt der Träger des anderen
Vertragsstaates die genannten
Zeiten für den Erwerb, die Auf-
rechterhaltung und das Wieder-
aufleben des Leistungsanspru-
ches, nicht aber für die Fest-
stellung des geschuldeten Teil-
betrages nach Absatz 1 litera c.
Diese Bestimmung gilt nicht,
wenn der Leistungsanspruch
nach den Rechtsvorschriften des
ersten Staates und lediglich auf
Grund von Zeiten erworben
wurde, die nach diesen Rechts-
vorschriften zurückgelegt wor-
den sind.

B. VORSCHRIFTEN FÜR DIE
ÖSTERREICHISCHEN

TRÄGER

Artikel 21

Die zuständigen österreichi-
schen Träger haben die Artikel 19
und 20 nach folgenden Regeln
anzuwenden:

1. Für die Feststellung der
Leistungszugehörigkeit und
Leistungszuständigkeit in
der Pensionsversicherung
werden ausschließlich öster-
reichische Versicherungs-
zeiten berücksichtigt.

2. Als nach den belgischen
Rechtsvorschriften erwor-
bene Versicherungszeiten
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gelten Zeiten, die der erst-
maligen Feststellung einer
belgischen Pension zugrun-
de gelegt werden oder zu-
grunde zu legen wären.

3. Die Bestimmungen der
Artikel 19 und 20 gelten
nicht für die Anspruchs-
voraussetzungen und für
die Leistung des Berg-
mannstreuegeldes aus dec
österreichischen knapp-
schaftlichen Pensionsver-
sicherung.

4. Bei der Durchführung des
Artikels 20 Absatz 1 gilt
folgendes :

a) Belgische Versiche-
rungszeiten sind ohne
Anwendung der öster-
reichischen Rechtsvor-
schriften über die An-
rechenbarkeit zu berück-
sichtigen.

b) Sich deckende Versiche-
rungszeiten sind mit ih-
rem tatsächlichen Aus-
maß zu berücksichtigen.

e) Die Bemessungsgrund-
lage wird ausschließlich
aus den in der österrei-
chischen Pensionsver-
sicherung erworbenen
Versicherungszeiten ge-
bildet.

d) Beiträge zur Höherver-
sicherung sowie der
knappschaftliche Lei-
stungszuschlag bleiben
außer Ansatz.

5. Bei der Durchführung des
Artikels 20 Absatz 1 litera c
gilt folgendes:

a) Übersteigt die Gesamt-
dauer der nach den
Rechtsvorschriften bei-
der Vertragsstaaten zu
berücksichtigenden Ver-
sicherungszeiten das
nach den österreichi-
schen Rechtsvorschrif-
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ten für die Bemessung
des Steigerungsbetrages
festgelegte Höchstaus-
maß, so ist die geschul-
dete Teilpension nach
dem Verhältnis zu be-
rechnen, das zwischen
der Dauer der nach den
österreichischen Rechts-
vorschriften zu berück-
sichtigenden Versiche-
rungszeiten und dem
erwähnten Höchstaus-
maß von Versicherungs-
monaten besteht.

b) Der Hilflosenzuschuß
ist von der österreichi-
schen Teilpension inner-
halb der anteilmäßig
gekürzten Grenzbeträge
nach den österreichi-
schen Rechtsvorschrif-
ten zu berechnen. Be-
stünde hingegen allein
auf Grund der nach
österreichischen Rechts-
vorschriften zu berück-
sichtigenden Versiche-
rungszeiten Anspruch
auf Pension, so gebührt
der Hilflosenzuschuß in
dem dieser Pension ent-
sprechenden Ausmaß, es
sei denn, daß nach den
belgischen Rechtsvor-
schriften eine Erhöhung
der Pension wegen Hilf-
losigkeit gewährt wird.

6. Der nach Artikel 20 Ab-
satz 1 litera c errechnete
Betrag erhöht sich allenfalls
um Steigerungsbeträge für
Beiträge, die zur Höherver-
sicherung entrichtet wor-
den sind oder als zur Höher-
versicherung entrichtet gel-
ten, um den knappschaft-
lichen Leistungszuschlag,
den Hilflosenzuschuß und
um die Ausgleichszulage
nach den österreichischen
Rechtsvorschriften.
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7. Hängt nach den österrei-
chischen Rechtsvorschrif-
ten die Gewährung von
Leistungen der knapp-
schaftlichen Pensionsver-
sicherung davon ab, daß
wesentlich bergmännische
Tätigkeiten im Sinne der
österreichischen Rechtsvor-
schriften in bestimmten
Betrieben zurückgelegt
sind, so werden von den
belgischen Versicherungs-
zeiten nur jene berücksich-
tigt, denen eine Beschäfti-
gung in einem gleicharti-
gen belgischen Betrieb mit
einer gleichartigen Tätig-
keit zugrunde liegt.

8. Sonderzahlungen aus der
österreichischen Pensions-
versicherung gebühren im
Ausmaß der österreichi-
schen Teilleistung; Arti-
kel 23 ist entsprechend
anzuwenden.

Artikel 22
(1) Besteht nach den österrei-
chischen Rechtsvorschriften auch
ohne Berücksichtigung des Ar-
tikels 19 ein Anspruch auf Pen-
sion, so hat der zuständige
Träger die allein auf Grund der
nach den von ihm anzuwenden-
den Rechtsvorschriften zu be-
rücksichtigenden Versicherungs-
zeiten gebührende Pension zu
gewähren, solange ein entspre-
chender Leistungsanspruch nach
den belgischen Rechtsvorschrif-
ten nicht besteht

(2) Eine nach Absatz 1 fest-
gestellte Pension ist nach Arti-
kel 20 neu festzustellen, wenn
ein entsprechender Leistungsan-
spruch nach den belgischen
Rechtsvorschriften entsteht. Die
Neufeststellung erfolgt mit Wir-
kung vom Tag des Beginnes des
Leistung nach den belgischen
Rechtsvorschriften. Die Rechts-
kraft früherer Entscheidungen
steht der Neufeststellung nicht
entgegen.
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Artikel 23

Hat eine Person nach den
österreichischen Rechtsvorschrif-
ten auch ohne Berücksichtigung
des Artikels 19 Anspruch auf
Leistung und wäre diese höher
als die Summe der nach Arti-
kel 20 Absatz 1 litera c errech-
neten österreichischen Leistung
und der belgischen Pension, so
hat der österreichische Träger
seine so berechnete Leistung,
erhöht um den Unterschieds-
betrag zwischen dieser Summe
und der Leistung, die nach den
von ihm anzuwendenden Rechts-
vorschriften allein zustünde, als
Teilleistung zu gewähren.

C. VORSCHRIFTEN FÜR DIE
BELGISCHEN TRÄGER

Artikel 24

Die zuständigen belgischen
Träger haben die Artikel 19 und
20 nach folgenden Regeln anzu-
wenden:

(1) Soweit die belgischen
Rechtsvorschriften den Anspruch
auf bestimmte Leistungen davon
abhängig machen, daß Versiche-
rungszeiten in einem bestimm-
ten Beruf zurückgelegt wurden,
so werden für den Leistungs-
anspruch nur jene Versicherungs-
zeiten oder diesen gleichgestellte
Zeiten zusammengerechnet, die
in einem gleichen Beruf in
Österreich zurückgelegt wurden.

(2) Erfüllt ein Versicherter die
nach den belgischen Rechts-
vorschriften erforderlichen Vor-
aussetzungen für einen Lei-
stungsanspruch ohne daß eine
Zusammenrechnung nach Arti-
kel 19 erforderlich ist, so berech-
net der zuständige belgische
Träger die Pension unmittel-
bar und ausschließlich auf Grund
der in Belgien zurückgelegten
Versicherungszeiten.
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Artikel 25

Der Anspruch auf Alters-
pension vor Vollendung des
55. Lebensjahres für Bergleute
nach den belgischen Rechtsvor-
schriften ist Personen vorbe-
halten, die die in diesen Rechts-
vorschriften vorgesehenen Vor-
aussetzungen erfüllen, wobei nur
ihre Tätigkeiten in belgischen
Kohlenminen berücksichtigt
werden.

KAPITEL 3

Invalidität

A. VORSCHRIFTEN FÜR DIE
ÖSTERREICHISCHEN

TRÄGER

Artikel 26

Für die Feststellung von Lei-
stungen bei Invalidität nach den
österreichischen Rechtsvorschrif-
ten ist Kapitel 2 anzuwenden.

B. VORSCHRIFTEN FÜR DIE
BELGISCHEN TRÄGER

Artikel 27

(1) Für die Feststellung von
Leistungen bei Invalidität nach
den belgischen Rechtsvorschrif-
ten sind die Artikel 19 und 20
anzuwenden.
(2) Hat eine Person nach den
belgischen Rechtsvorschriften
auch ohne Berücksichtigung des
Artikels 19 Anspruch auf Lei-
stung und wäre diese höher als
die Summe der nach Artikel 20
Absatz 1 litera c errechneten
belgischen Leistung und der
österreichischen Pension, so hat
der belgische Träger seine so
berechnete Leistung, erhöht um
den Unterschiedsbetrag zwischen
dieser Summe und der Leistung,
die nach den von ihm anzu-
wendenden Rechtsvorschriften
allein zustünde, als Teilleistung
zu gewähren.

(3) Würde bei Anwendung des
Absatzes 2 und des Artikels 23
dem Berechtigten ein Unter-
schiedsbetrag von beiden in
Betracht kommenden Trägern
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gebühren, so hat der belgische
Träger den Unterschiedsbetrag
nur im Ausmaß zwischen der
Summe der Teilleistungen ein-
schließlich des nach Artikel 23
gebührenden Unterschiedsbetra-
ges und der Leistung zu gewäh-
ren, die nach den von ihm anzu-
wendenden Rechtsvorschriften
allein zustünde.

(4) Nach den belgischen
Rechtsvorschriften vor dem In-
krafttreten der Invaliditätsver-
sicherung in der Altersversiche-
rung erworbene Versicherungs-
zeiten und diesen gleichgestellte
Zeiten gelten für die Berech-
nung des im Artikel 20 bezeich-
neten Betrages als Zeiten der
Invaliditätsversicherung.

Artikel 28
Machen die belgischen Rechts-

vorschriften die Gewährung be-
stimmter Leistungen davon ab-
hängig, daß Versicherungs-
zeiten in einem bestimmten Beruf
zurückgelegt worden sind, so
werden nach österreichischen
Rechtsvorschriften zurückgelegte
Zeiten für die Gewährung dieser
Leistungen nur dann berück-
sichtigt, wenn sie in einem
gleichen Beruf zurückgelegt wor-
den sind. Erfüllt der Betreffende
auch unter Berücksichtigung sol-
dier Zeiten nicht die für den
Bezug dieser Leistungen erfor-
derlichen Voraussetzungen, so
werden diese Zeiten für die Ge-
währung von Leistungen aus
dem allgemeinen System heran-
gezogen.

KAPITEL 4

Arbeitsunfälle und Berufs-
krankhei ten

Artikel 29

(1) Eine Person, die einen
Arbeitsunfall erlitten oder sich
eine Berufskrankheit zugezogen
hat

a) im Gebiet des anderen als
des zuständigen Staates oder
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b) im Gebiet des zuständigen
Staates
aa) und die ihren Wohn-

ort in das Gebiet des
anderen Vertragsstaates
verlegt oder

bb) deren Zustand bei
einem vorübergehenden
Aufenthalt in dem zu-
letzt genannten Gebiet
sofort ärztliche Betreu-
ung einschließlich
Krankenhauspflege er-
forderlich macht,

erhält zu Lasten des zu-
ständigen Trägers Sach-
leistungen, die ihr vom
Träger ihres Aufenthalts-
ortes oder ihres neuen
Wohnortes gewährt wer-
den. Im Falle eines Wohn-
ortwechsels muß die be-
treffende Person vor dem
Wechsel die Zustimmung
des zuständigen Trägers
einholen. Diese Zustim-
mung darf aber nur ver-
weigert werden, wenn der
Wohnortwechsel geeignet
ist, ihren Gesundheitszu-
stand oder die Durchfüh-
rung der ärztlichen Behand-
lung zu gefährden. Die
Zustimmung kann aus-
nahmsweise nachträglich
erteilt werden, wenn sie
aus entschuldbaren Grün-
den nicht vorher beantragt
werden konnte.

(2) Die im Absatz 1 vorge-
sehenen Sachleistungen werden
gewährt
— in Österreich: von der für

den Aufenthalts- beziehungs-
weise Wohnort der betreffen-
den Person zuständigen Ge-
bietskrankenkasse für Arbei-
ter und Angestellte;

— in Belgien: bei Arbeitsun-
fällen von des: für Krank-
heit und Invalidität zu-
ständigen Versicherungsein-
richtung,
bei Berufskrankheiten von
der Kasse für Berufskrankhei-
ten.
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(3) Anstelle des im Absatz 2
genannten österreichischen Trä-
gers kann ein Träger der Un-
fallversicherung die Leistung er-
bringen.

(4) Hinsichtlich des Umfanges,
der Dauer und der Art und
Weise der Gewährung der Sach-
leistungen, die nach Absatz 1
gewährt werden, ist Artikel 13
Absätze 4 und 5 anzuwenden.

(5) Sehen die Rechtsvorschrif-
ten eines Vertragsstaates eine
Höchstdauer der Leistungsge-
währung vor, so hat der diese
Rechtsvorschriften anwendende
zuständige Träger gegebenen-
falls die Zeiten anzurechnen,
während deren bereits die Lei-
stungen von einem Träger des
anderen Vertragsstaates erbracht
wurden.

(6) Sachleistungen nach Ab-
satz 1 werden den Trägern, die
sie gewährt haben, nach den Be-
stimmungen des Artikels 18
erstattet.

(7) In den Fällen des Absatzes 1
werden die Geldleistungen vom
zuständigen Träger nach den für
ihn geltenden Rechtsvorschriften
erbracht.

(8) Die Absätze 2 bis 7 gelten,
soweit es sich um Dienstnehmer
nach Artikel 9 handelt, ohne
Rücksicht auf deren Staatsan-
gehörigkeit.

Artikel 30

(1) Sehen die Rechtsvorschrif-
ten eines Vertragsstaates vor, daß
bei der Bemessung des Grades
der Erwerbsunfähigkeit infolge
eines Arbeitsunfalles oder einer
Berufskrankheit im Sinne dieser
Rechtsvorschriften früher ein-
getretene Arbeistunfälle oder Be-
rufskrankheiten zu berücksichti-
gen sind, so gilt dies auch für
früher eingetretene, unter die
Rechtsvorschriften des anderen
Vertragsstaates fallende Arbeits-
unfälle und Berufskrankheiten,
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als ob sie unter die Rechtsvor-
schriften des ersten Vertrags-
staates gefallen wären.

(2) Der zur Entschädigung des
später eingetretenen Versiche-
rungsfalles zuständige Träger
setzt seine Leistung nach dem
Grad der durch den Arbeitsunfall
oder durch die Berufskrankheit
eingetretenen Minderung der Er-
werbsfähigkeit fest, den er nach
den für ihn geltenden innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften zu be-
rücksichtigen hat.

Artikel 31

(1) Wäre eine Berufskrankheit
nach den Rechtsvorschriften bei-
der Vertragsstaaten zu entschä-
digen, so sind Leistungen nur
nach den Rechtsvorschriften des
Vertragsstaates zu gewähren, in
dessen Gebiet zuletzt eine Be-
schäftigung ausgeübt wurde,
die geeignet ist, eine solche
Berufskrankheit zu verursachen,
sofern die betreffende Person die
nach diesen Rechtsvorschriften
vorgesehenen Voraussetzungen
erfüllt.

(2) Bezog oder bezieht eine
Person, die sich eine Berufskrank-
heit zugezogen hat, Leistungen
zu Lasten eines Trägers eines
Vertragsstaates und beansprucht
sie, nachdem sie auch eine Tätig-
keit nach den Rechtsvorschriften
des anderen Vertragsstaates aus-
geübt hat, welche eine Berufs-
krankheit verursachen kann, we-
gen Verschlimmerung Leistun-
gen von einem Träger des ande-
ren Vertragsstaates, so trägt der
Träger des ersten Vertragsstaates
weiterhin die Kosten der Leistun-
gen ohne Berücksichtigung der
Verschlimmerung nach den für
ihn geltenden Rechtsvorschrif-
ten; der zuständige Versiche-
rungsträger des zweiten Ver-
tragsstaates gewährt als Zulage
den Unterschiedsbetrag zwischen
der nach der Verschlimmerung
geschuldeten Leistung und der
Leistung, die vor der Verschlim-
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rnerung nach den für ihn gelten-
den Rechtsvorschriften geschul-
det worden wäre, wenn die
Krankheit nach diesen Rechts-
vorschriften eingetreten wäre.

KAPITEL 5

Sterbegeld

Artikel 32

(1) Galten für eine Person
nacheinander oder abwechselnd
die Rechtsvorschriften beider
Vertragsstaaten, so werden für
den Erwerb, die Aufrechterhal-
tung oder das Wiederaufleben
des Anspruches auf Sterbegelder,
die in anderen als den Rechtsvor-
schriften über Arbeitsunfälle und
Berufskrankheiten vorgesehen
sind, die nach den Rechtsvor-
schriften beider Vertragsstaaten
zurückgelegten Versicherungszei-
ten zusammengerechnet, soweit
sie nicht auf dieselbe Zeit ent-
fallen.

(2) Stirbt eine Person, die den
Rechtsvorschriften eines der Ver-
tragsstaaten untersteht, oder ein
Pensions- oder Rentenberechtig-
ter oder ein Familienangehöri-
ger im Gebiet des anderen Ver-
tragsstaates, so gilt der Tod als
im Gebiet des zuständigen Staa-
tes eingetreten.

(3) Das Sterbegeld geht zu
Lasten des zuständigen Trägers
des Vertragsstaates, dessen
Rechtsvorschriften die betref-
fende Person zuletzt unterlegen
ist, auch wenn sich der Leistungs-
empfänger im Gebiet des ande-
ren als des zuständigen Ver-
tragsstaates befindet.
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(4) Die Absätze 2 und 3 sind
auch anzuwenden, wenn der Tod
infolge eines Arbeitsunfalles oder
einer Berufskrankheit eintritt.

KAPITEL 6

Arbeits losigkei t

Artikel 33

(1) Galten für einen Dienst-
nehmer nacheinander oder ab-
wechselnd die Rechtsvorschrif-
ten beider Vertragsstaaten, so
werden für den Erwerb des An-
spruches auf Leistungen bei Ar-
beitslosigkeit die nach den
Rechtsvorschriften beider Ver-
tragsstaaten zu berücksichtigen-
den Zeiten zusammengerechnet,
soweit sie nicht auf dieselbe Zeit
entfallen.

(2) Die Anwendung des Ab-
satzes 1 setzt voraus, daß die
betreffende Person in dem Ver-
tragsstaat, nach dessen Rechts-
vorschriften sie die Leistung
begehrt, zuletzt als Dienstneh-
mer gemäß den gesetzlichen
Bestimmungen des Vertrags-
staates, in dem die Leistung
beantragt wird, beschäftigt
war.

KAPITEL 7

Familienbeihilfen

Artikel 34

(1) Hängt nach den Rechtsvor-
schriften eines Vertragsstaates
der Anspruch auf Familienbei-
hilfen davon ab, daß die Kinder,
für die Familienbeihilfen vorge-
sehen sind, im Gebiet dieses Ver-
tragsstaates ihren Wohnsitz oder
ihren gewöhnlichen Aufenthalt
haben, so werden die Kinder, die
sich im Gebiet des anderen Ver-
tragsstaates gewöhnlich aufhal-
ten, so berücksichtigt, als hielten
sie sich ständig im Gebiet des
ersten Vertragsstaates auf.

(2) Hängt nach den Rechtsvor-
schriften eines Vertragsstaates
der Anspruch auf Familienbei-
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hilfen von bestimmten Zeiten
einer Erwerbstätigkeit oder von
Wohnzeiten ab, so werden die
Zeiten einer Erwerbstätigkeit
oder Wohnzeiten, die im Gebiet
des anderen Vertragsstaates zu-
rückgelegt wurden, angerechnet.

Artikel 35

Personen, die im Gebiet eines
Vertragsstaates ihren Wohnsitz
oder ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt haben und im Gebiet des
anderen Vertragsstaates eine
unselbständige Erwerbstätigkeit
ausüben, haben Anspruch auf
Familienbeihilfen nach den
Rechtsvorschriften dieses Ver-
tragsstaates, als ob sie in dessen
Gebiet ihren Wohnsitz oder ihren
gewöhnlichen Aufenthalt hätten.

Artikel 36

Kinder im Sinne dieses Kapi-
tels sind Personen, für die nach
den anzuwendenden Rechtsvor-
schriften Familienbeihilfen vor-
gesehen sind.

ABSCHNITT IV

Verschiedene
Bestimmungen

Artikel 37
(1) Die zuständigen Behörden
können die zur Durchführung
dieses Abkommens notwendi-
gen Verwaltungsmaßnahmen in
einer Vereinbarung regeln. Diese
Vereinbarung kann bereits vor
dem Inkrafttreten dieses Ab-
kommens geschlossen werden,
sie darf jedoch frühestens gleich-
zeitig mit diesem Abkommen in
Kraft treten.

(2) Die zuständigen Behörden
der beiden Vertragsstaaten unter-
richten einander

a) über alle zur Anwendung
dieses Abkommens getrof-
fenen Maßnahmen,
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b) über alle die Anwendung
dieses Abkommens berüh-
renden Änderungen ihrer
Rechtsvorschriften.

(3) Für die Anwendung dieses
Abkommens haben die Behörden
und Träger der Vertragsstaaten
einander zu unterstützen und
wie bei der Anwendung ihrer
eigenen Rechtsvorschriften zu
handeln. Diese Amtshilfe ist
kostenlos.

(4) Die Träger und Behörden
der Vertragsstaaten können
zwecks Anwendung dieses Ab-
kommens miteinander sowie mit
beteiligten Personen oder deren
Beauftragten unmittelbar in Ver-
bindung treten.

(5) Die Träger, Verwaltungs-
behörden und Gerichte eines
Vertragsstaates dürfen die bei
ihnen eingereichten Anträge
und sonstigen Schriftstücke
nicht deshalb zurückweisen, weil
sie in einer Amtssprache des
anderen Vertragsstaates abge-
faßt sind.

(6) Ärztliche Untersuchungen,
die in Durchführung der Rechts-
vorschriften eines Vertrags-
staates vorgenommen werden
und Personen betreffen, die sich
im Gebiet des anderen Vertrags-
staates aufhalten, werden auf
Ersuchen und zu Lasten der zu-
ständigen Stelle vom Träger des
Aufenthaltsortes veranlaßt.

(7) Für die gerichtliche Rechts-
hilfe gelten die zwischen den
Vertragsstaaten geltenden Über-
einkommen über die Rechtshilfe
in bürgerlichen Rechtssachen
entsprechend.

Artikel 33
Die zuständigen Behörden

haben zur Erleichterung der
Durchführung dieses Abkom-
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mens, insbesondere zur Her-
stellung einer einfachen und
raschen Verbindung zwischen
den beiderseits in Betracht kom-
menden Trägern, Verbindungs-
stellen zu errichten.

Artikel 39

(1) Jede in den Vorschriften
eines Vertragsstaates vorgese-
hene Befreiung oder Ermäßi-
gung von Steuern, Stempel-,
Gerichts- oder Eintragungsge-
bühren für Schriftstücke oder
Urkunden, die in Anwendung
dieser Rechtsvorschriften vorzu-
legen sind, wird auf die ent-
sprechenden Schriftstücke und
Urkunden erstreckt, die in An-
wendung dieses Abkommens
oder der Rechtsvorschriften des
anderen Vertragsstaates vorzu-
legen sind.

(2) Urkunden, Dokumente und
Schriftstücke jeglicher Art, die
in Anwendung dieses Abkom-
mens vorgelegt werden müssen,
bedürfen keiner Beglaubigung.

Artikel 40
(1) Anträge, Erklärungen oder
Rechtsmittel, die in Anwendung
dieses Abkommens oder der
Rechtsvorschriften eines Ver-
tragsstaates bei einer Verwal-
tungsbehörde, einem Gericht,
einem Träger oder einer sonsti-
gen zuständigen Einrichtung des
anderen Vertragsstaates einge-
reicht werden, sind als bei einer
Verwaltungsbehörde, einem Ge-
richt, einem Träger oder einer
sonstigen zuständigen Einrich-
tung des anderen Vertragsstaa-
tes eingereichte Anträge, Erklä-
rungen oder Rechtsmittel anzu-
sehen.
(2) Ein nach den Rechtsvor-
schriften des einen Vertrags-
staates gestellter Antrag auf eine
Leistung gilt auch als Antrag
auf eine entsprechende Leistung
nach den Rechtsvorschriften des
anderen Vertragsstaates, die
unter Berücksichtigung dieses
Abkommens in Betracht kommt;
dies gilt nicht, wenn der Antrag-
steller ausdrücklich beantragt,
daß die Feststellung einer nach
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den Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates erworbenen Lei-
stung bei Alter aufgeschoben
wird. Erfolgt nach den belgi-
schen Rechtsvorschriften die
Feststellung bestimmter Lei-
stungsansprüche von Amts we-
gen, dann gilt der Tag der Ein-
leitung eines solchen Verfahrens
in Belgien als Tag der Antrag-
stellung auf eine entsprechende
Leistung nach den österreichi-
schen Rechtsvorschriften.

(3) Anträge, Erklärungen oder
Rechtsmittel, die in Anwendung
der Rechtsvorschriften eines Ver-
tragsstaates innerhalb einer be-
stimmten Frist bei einer Verwal-
tungsbehörde, einem Gericht,
einem Träger oder einer sonsti-
gen zuständigen Einrichtung die-
ses Staates einzureichen sind,
können innerhalb der gleichen
Frist bei der entsprechenden
Stelle des anderen Vertragsstaa-
tes eingereicht werden.

(4) In den Fällen der Absätze 1
bis 3 übermittelt die in Anspruch
genommene Stelle diese Anträge,
Erklärungen oder Rechtsmittel
entweder unmittelbar oder durch
Vermittlung der zuständigen
Behörden der Vertragsstaaten
unverzüglich an die entspre-
chende zuständige Stelle des
ersten Staates.

Artikel 41

(1) Die nach diesem Abkom-
men leistungspflichtigen Stellen
können die Leistungen mit be-
freiender Wirkung in der Wäh-
rung ihres Staates leisten, wobei
für die Umrechnung der Kurs
des Tages maßgebend ist, der bei
der Übermittlung der Leistung
zugrunde gelegt wurde.
(2) Die in diesem Abkommen
vorgesehenen Erstattungen ha-
ben in der Währung des Ver-
tragsstaates, in dem der Träger,
der die Leistungen gewährt hat,
seinen Sitz hat, zu erfolgen.
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(3) Überweisungen auf Grund
dieses Abkommens werden nach
Maßgabe der Vereinbarungen
vorgenommen, die auf diesem
Gebiet in den beiden Vertrags-
staaten im Zeitpunkt der Über-
weisung gelten.

Artikel 42

(1) Hat ein Träger eines Ver-
tragsstaates einen Vorschuß ge-
zahlt, so kann die auf denselben
Zeitraum entfallende Nachzah-
lung einer entsprechenden Lei-
stung, auf die nach den Rechts-
vorschriften des anderen Ver-
tragsstaates Anspruch besteht,
einbehalten werden. Hat der Trä-
ger des einen Vertragsstaates für
eine Zeit, für die der Träger des
anderen Vertragsstaates nach-
träglich eine entsprechende Lei-
stung zu erbringen hat, eine hö-
here als die gebührende Leistung
gezahlt, so gilt der diese Leistung
übersteigende Betrag bis zur
Höhe des nachzuzahlenden Be-
trages als Vorschuß im Sinne des
ersten Satzes.

(2) Hat ein Fürsorgeträger des
einen Vertragsstaates einer Per-
son Fürsorgeunterstützung wäh-
rend eines Zeitraumes gewährt,
für den nachträglich nach den
Rechtsvorschriften des anderen
Vertragsstaates Anspruch auf
Geldleistungen entsteht, so be-
hält der zuständige Träger oder
die Verbindungsstelle dieses
Vertragsstaates auf Ersuchen und
für Rechnung des Fürsorge-
trägers die auf den gleichen Zeit-
raum entfallenden Nachzahlun-
gen bis zur Höhe der gezahlten
Fürsorgeunterstützung ein, als
ob es sich um eine vom Fürsorge-
träger des letzteren Vertrags-
staates gezahlte Fürsorgeunter-
stützung handeln würde.

381
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Artikel 43

Hat eine Person, die nach den
Rechtsvorschriften eines Ver-
tragsstaates Leistungen für einen
Schaden erhält, der im Gebiet
des anderen Vertragsstaates ein-
getreten ist, dort gegen einen
Dritten Anspruch auf Ersatz des
Schadens, so gilt für etwaige An-
sprüche des verpflichteten Trä-
gers gegen den Dritten folgende
Regelung:

a) Sind die Ansprüche, die der
Leistungsempfänger gegen
den Dritten hat, nach den
für den verpflichteten Trä-
ger geltenden Rechtsvor-
schriften auf diesen Träger
übergegangen, so erkennt
jeder Vertragsstaat dies an;

b) hat der verpflichtete Träger
gegen den Dritten einen
unmittelbaren Anspruch, so
erkennt jeder Vertragsstaat
dies an.

Artikel 44

(1) Streitigkeiten zwischen den
Vertragsstaaten über die Ausle-
gung oder Anwendung dieses
Abkommens sollen, soweit mög-
lich, durch die zuständigen Be-
hörden der Vertragsstaaten bei-
gelegt werden.

(2) Kann eine Streitigkeit auf
diese Weise nicht beigelegt wer-
den, so ist sie auf Verlangen ei-
nes Vertragsstaates einem
Schiedsgericht zu unterbreiten,
das wie folgt zu bilden ist:

a) Jede der Parteien bestellt
binnen einem Monat ab
dem Empfang des Verlan-
gens einer schiedsgericht-
lichen Entscheidung einen
Schiedsrichter. Die beiden
so nominierten Schieds-
richter wählen innerhalb
von zwei Monaten, nach-
dem die Partei, die ihren
Schiedsrichter zuletzt be-
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stellt hat, dies notifiziert
hat, einen Staatsangehöri-
gen eines Drittstaates als
dritten Schiedsrichter.

b) Wenn eine Partei innerhalb
der festgesetzten Frist kei-
nen Schiedsrichter bestellt
hat, kann die andere Ver-
tragspartei den Präsidenten
des Internationalen Ge-
richtshofes ersuchen, einen
solchen zu bestellen. Ent-
sprechend ist über Auffor-
derung einer Partei vorzu-
gehen, wenn sich die beiden
Schiedsrichter über die
Wahl des dritten Schieds-
richters nicht einigen kön-
nen.

c) Für den Fall, daß der Prä-
sident des Internationalen
Gerichtshofes die Staats-
angehörigkeit eines der bei-
den Vertragsstaaten besitzt,
gehen die ihm durch diesen
Artikel übertragenen Funk-
tionen auf den Vizepräsi-
denten des Gerichtshofes
oder auf den ranghöchsten
Richter des Gerichtshofes
über, auf den dieser Um-
stand nicht zutrifft.

(3) Das Schiedsgericht ent-
scheidet mit Stimmenmehrheit.
Seine Entscheidungen sind für
die beiden Vertragsstaaten bin-
dend. Jeder Vertragsstaat trägt
die Kosten des Schiedsrichters,
den er bestellt. Die übrigen Ko-
sten werden von den Vertrags-
staaten zu gleichen Teilen ge-
tragen. Das Schiedsgericht regelt
sein Verfahren selbst.

ABSCHNITT V

Übergangs- und
S c h l u ß b e s t i m m u n g e n

Artikel 45

(1) Dieses Abkommen begrün-
det keinen Anspruch auf Zah-
lung von Leistungen für die Zeit
vor seinem Inkrafttreten.

(2) Für die Feststellung des An-
spruches auf Leistungen nach
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diesem Abkommen werden auch
Versicherungszeiten berücksich-
tigt, die nach den Rechtsvor-
schriften eines Vertragsstaates
vor Inkrafttreten dieses Abkom-
mens zurückgelegt worden sind.

(3) Dieses Abkommen gilt auch
für Versicherungsfälle, die vor
seinem Inkrafttreten eingetreten
sind, soweit nicht Ansprüche
durch Gewährung einer Pau-
schalzahlung oder durch Kapital-
zahlung abgegolten sind.

(4) Vorbehaltlich der Bestim-
mungen des Absatzes 3 werden
Leistungen, die wegen der Staats-
angehörigkeit des Versicherten
oder wegen seines Wohnortes im
Gebiet eines anderen Vertrags-
staates als desjenigen, in dem
sich der zuständige Träger be-
findet, geruht haben, auf Antrag
des Berechtigten ab dem Inkraft-
treten dieses Abkommens ge-
währt oder wieder gewährt.

(5) Vor dem Inkrafttreten die-
ses Abkommens festgestellte Pen-
sionen oder Renten werden über
Antrag des Berechtigten nach
den Bestimmungen dieses Ab-
kommens neu festgestellt.

(6) Wird der Antrag nach Ab-
satz 4 oder Absatz 5 innerhalb
von zwei Jahren ab dem Inkraft-
treten dieses Abkommens einge-
bracht, so sind die Leistungen
nach den Bestimmungen dieses
Abkommens ab dem Inkraft-
treten dieses Abkommens zu ge-
währen, ohne daß dem Berech-
tigten Bestimmungen in den
Rechtsvorschriften der beiden
Vertragsstaaten über den Aus-
schluß oder die Verjährung von
Ansprüchen entgegengehalten
werden können.



210. Stück — Ausgegeben am 19. Dezember 1978 — Nr. 612 3879

(7) Wird der im Absatz 4 oder
Absatz 5 bezeichnete Antrag
nach Ablauf von zwei Jahren ab
dem Inkrafttreten dieses Abkom-
mens eingebracht, so sind die
Leistungen, soweit der Anspruch
nicht ausgeschlossen oder ver-
jährt ist, ab dem Zeitpunkt der
Antragstellung zu gewähren, es
sei denn, daß günstigere Rechts-
vorschriften des in Betracht
kommenden Vertragsstaates an-
wendbar sind.

(8) Ergibt die Neufeststellung
nach Absatz 5, daß die Summe
der nach diesem Abkommen für
denselben Versicherungsfall er-
rechneten Leistungen geringer
ist als der Betrag der am Tag vor
dem Inkrafttreten dieses Ab-
kommens zustehenden Leistung,
so hat der in Betracht kommende
Träger seine Leistung, erhöht um
den Unterschiedsbetrag zwi-
schen den zu vergleichenden Be-
trägen, als Teilleistung zu ge-
währen.

Artikel 46
Die einer Person, die aus poli-

tischen oder religiösen Gründen
oder aus Gründen der Abstam-
mung in ihren sozialversiche-
rungsrechtlichen Verhältnissen
einen Nachteil erlitten hat, nach
den österreichischen Rechtsvor-
schriften zustehenden Rechte
werden durch dieses Abkom-
men nicht berührt.

Artikel 47

(1) Dieses Abkommen ist zu
ratifizieren. Die Ratifikations-
arkunden sind so bald wie mög-
lich in Wien auszutauschen.

(2) Dieses Abkommen tritt am
ersten Tag des zweiten Monates
nach Ablauf des Monates in
Kraft, in dem die Ratifikations-
urkunden ausgetauscht wer-
den.

(3) Dieses Abkommen wird
für die Dauer eines Jahres ge-
schlossen. Es gilt stillschweigend
von Jahr zu Jahr als verlängert,



3880 210. Stück — Ausgegeben am 19. Dezember 1978 — Nr. 612

es sei denn, daß es drei Monate vor
dem Ablauf der Geltungsdauer
schriftlich gekündigt wird.

(4) Im Falle der Kündigung
gelten die Bestimmungen dieses
Abkommens für erworbene An-
sprüche weiter, und zwar ohne
Rücksicht auf einschränkende
Bestimmungen, welche die in
Betracht kommenden Systeme
für den Fall des Aufenthaltes
eines Versicherten im Ausland
vorsehen.

ZU URKUND DESSEN
haben die oben erwähnten Be-
vollmächtigten dieses Abkom-
men unterzeichnet und mit Sie-
geln versehen.

GESCHEHEN zu Brüssel, am
4. April 1977, in zwei Urschrif-
ten, in deutscher sowie franzö-
sischer und niederländischer
Sprache, wobei die drei Texte in
gleicher Weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Friedrich Posch m. p.

Für das Königreich Belgien:

Renaat van Elslande m. p.

SCHLUSSPROTOKOLL
ZUM ABKOMMEN ZWI-
SCHEN DER REPUBLIK
ÖSTERREICH U N D DEM
KÖNIGREICH BELGIEN
ÜBER SOZIALE SICHER-

H E I T

Bei Unterzeichnung des heute
zwischen der Republik Öster-
reich und dem Königreich Bel-
gien geschlossenen Abkommens
über Soziale Sicherheit erklären
die Bevollmächtigten beider Ver-
tragsstaaten, daß Einverständnis
über folgende Bestimmungen
besteht:

I. Zu Artikel 1 des Ab-
kommens:

Als österreichische Staatsbür-
ger im Sinne des Absatzes 1
Ziffer 3 gelten auch Personen,
die sich am 11. Juli 1953, am
1. Jänner 1961 oder am 27. No-
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vember 1961 im Gebiet Öster-
reichs nicht nur vorübergehend
aufgehalten haben und an dem
in Betracht kommenden Tag
deutscher Sprachzugehörigkeit
und entweder staatenlos oder
ungeklärter Staatsangehörigkeit
gewesen sind.

II. Zu Artikel 2 des Ab-
kommens :

Bei Anwendung der im Ab-
satz 1 Ziffer 1 litera a bezeich-
neten Rechtsvorschriften in be-
zug auf die Krankenversiche-
rung der öffentlich Bediensteten
steht für die Versicherungs-
pflicht der ordentliche Wohnsitz
im Gebiet von Belgien dem or-
dentlichen Wohnsitz in Öster-
reich gleich.

III. Zu Artikel 4 des Ab-
kommens :

(1) Versicherungslastregelungen
in zwischenstaatlichen Ver-
trägen der Vertragsstaaten mit
anderen Staaten bleiben unbe-
rührt.

(2) Die Rechtsvorschriften des
österreichischen Bundesge-
setzes vom 22. November 1961
über Leistungsansprüche und
Anwartschaften in der Pensions-
versicherung und der Unfall-
versicherung auf Grund von
Beschäftigungen im Ausland so-
wie die Rechtsvorschriften über
die Berücksichtigung der im
Gebiet der ehemaligen öster-
reichisch-ungarischen Monarchie
außerhalb Österreichs zurückge-
legten Zeiten einer selbständigen
Erwerbstätigkeit bleiben unbe-
rührt.

(3) Die österreichischen Rechts-
vorschriften betreffend die Über-
nahme von Versicherungszeiten
aus der Rentenversicherung des
ehemaligen Deutschen Reiches
und die Übernahme von An-
sprüchen aus der Unfallver-
sicherung des ehemaligen Deut-
schen Reiches bleiben unberührt.
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(4) Die österreichischen Rechts-
vorschriften betreffend die Be-
rücksichtigung von Kriegsdienst-
zeiten und diesen gleichgestellten
Zeiten bleiben unberührt.

(5) Die österreichischen Rechts-
vorschriften betreffend die Mit-
wirkung der Versicherten und
der Dienstgeber in den Organen
der Träger und der Verbände
sowie in der Rechtssprechung
im Bereich der Sozialen Sicher-
heit bleiben unberührt.

(6) Die österreichischen Rechts-
vorschriften betreffend die Ge-
währung der Notstandshilfe
bleiben unberührt.

IV. Zu Artikel S des Ab-
kommens:

Diese Bestimmung gilt in der
Krankenversicherung entspre-
chend für Personen, deren Recht
auf Weiterversicherung nach den
österreichischen Rechtsvorschrif-
ten von der Versicherung einer
anderen Person abgeleitet ist.

V. Zu Artikel 7 des Ab-
kommens:

Bei Anwendung des Absatzes 2
steht für die Entstehung des
Pensionsanspruches aus der
österreichischen Pensionsver-
sicherung der in der gewerb-
lichen Wirtschaft selbständig
Erwerbstätigen dem Erlöschen
der Gewerbeberechtigung be-
ziehungsweise des Gesellschafts-
verhältnisses in Österreich die
Einstellung der entsprechenden
selbständigen Erwerbstätigkeit
in Belgien gleich.

VI. Zu Artikel 8 des Ab-
kommens:

Bei gleichzeitiger Ausübung
einer selbständigen Erwerbstä-
tigkeit in Belgien und einer un-
selbständigen Erwerbstätigkeit
in Österreich wird die letztere
für die Feststellung der sich
nach den belgischen Rechts-
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vorschriften ergebenden Ver-
pflichtungen einer in Belgien
ausgeübten unselbständigen Er-
werbstätigkeit gleichgestellt.

VII. Zu den Artikeln 9,11 und
43 des Abkommens:

Die Bestimmungen gelten
ohne Rücksicht auf die Staats-
angehörigkeit der in Betracht
kommenden Personen.

VIII. Zu Artikel 10 des Ab-
kommens:

1. Die Bestimmung des Ab-
satzes 1 gilt für den öster-
reichischen Handelsdele-
gierten und für die ihm
von der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft
zugeteilten fachlichen Mit-
arbeiter entsprechend.

2. Die Dienstnehmer belgi-
scher Nationalität bei der
belgischen diplomatischen
Mission oder den belgischen
konsularischen Vertretungs-
behörden in Österreich un-
terliegen den belgischen
Rechtsvorschriften, sofern
sie nicht ihren ständigen
Aufenthalt in Österreich
haben.

IX. Zu Artikel 13 des Ab-
kommens:

Die Bestimmungen des Ab-
satzes 1 gelten in Österreich in
bezug auf die Behandlung durch
freiberuflich tätige Ärzte, Zahn-
ärzte und Dentisten nur hin-
sichtlich folgender Personen:

a) Personen, die sich in Aus-
übung ihrer Erwerbstätig-
keit in Österreich aufhal-
ten, sowie die sie beglei-
tenden Familienangehöri-
gen;

b) Personen, die sich in Öster-
reich zum Besuch ihrer
Familie aufhalten;

c) die in Österreich wohnen-
den Familienangehörigen
von Personen, die bei einem
belgischen Träger versichert
sind;
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d) Personen, die sich aus an-
deren Gründen in Öster-
reich aufhalten, wenn ihnen
eine ambulante Behandlung
für Rechnung des für den
Aufenthaltsort zuständigen
Trägers gewährt wurde.

X. Zu Artikel 16 des Ab-
kommens:

In den Fällen des Absatzes 2
ist der Ersatz der Aufwendungen
für Anspruchsberechtigte aus der
österreichischen Pensionsver-
sicherung aus den beim Haupt-
verband der österreichischen So-
zialversicherungsträger einlan-
genden Beiträgen zur Kranken-
versicherung der Pensionisten
zu leisten.

XL Zu Artikel 30 des Ab-
kommens:

Hinsichtlich eines unter die
belgischen Rechtsvorschriften fal-
lenden Arbeitsunfalles finden die
österreichischen Rechtsvorschrif-
ten fiber die Feststellung einer
Gesamtrente wegen eines neuer-
lichen Arbeitsunfalles keine An-
wendung.

XII. Zu Artikel 33 des Ab-
kommens:

a) Wird der Antrag auf Lei-
stungen bei Arbeitslosigkeit
in Österreich gestellt, so
ist bei der Zusammenrech-
nung der Versicherungs-
zeiten erforderlich, daß der
betreffende Dienstnehmer
in den letzten 12 Monaten
vor Geltendmachung des
Anspruches insgesamt min-
destens einen Monat in
Österreich als Dienstnehmer
beschäftigt war, es sei denn,
daß die Beschäftigung ohne
Verschulden des Dienstneh-
mers geendet hat.

b) Absatz 1 gilt nicht für den
Erwerb des Anspruches auf
Karenzurlaubsgeld nach den
österreichischen Rechtsvor-
schriften.
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XIII. Zu Artikel 35 des Ab-
kommens:

Ein Anspruch auf die öster-
reichische Familienbeihilfe be-
steht nur dann, wenn die Be-
schäftigung in Österreich nicht
gegen bestehende Vorschriften
über die Beschäftigung auslän-
discher Dienstnehmer verstößt
und mindestens einen vollen
Kalendermonat dauert. Eine An-
rechnung nach Artikel 34 Ab-
satz 2 findet in bezug auf diese
Beschäftigungszeit nicht statt.

XIV. Zu Artikel 45 des Ab-
kommens:

Abschnitt III Kapitel 2 und
3 gilt nicht für Fälle, in denen
nach den Rechtsvorschriften über
die Pensionsversicherung der in
der Land- und Forstwirtschaft
selbständig Erwerbstätigen die
Rechtsvorschriften über die land-
wirtschaftliche Zuschußrenten-
versicherung weiterhin Anwen-
dung finden.

Dieses Schlußprotokoll ist
Bestandteil des Abkommens
zwischen der Republik Öster-
reich und dem Königreich Bel-
gien über Soziale Sicherheit. Es
tritt an demselben Tag in Kraft
wie das Abkommen und bleibt
ebensolange wie dieses in Kraft.

ZU URKUND DESSEN
haben die Bevollmächtigten die-
ses Schlußprotokoll unterzeich-
net und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Brüssel,
am 4. April 1977, in zwei Ur-
schriften, in deutscher sowie
französischer und niederländi-
scher Sprache, wobei die drei
Texte in gleicher Weise authen-
tisch sind.

Für die Republik Österreich:

Friedrich Posch m. p.

Für das Königreich Belgien:

Renaat Van Eislande m. p.
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Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifi-
kationsurkunde wurde am 20. Oktober 1978 ausgetauscht; das Vertragswerk ist gemäß Art. 47
Abs. 2 des Abkommens am 1. Dezember 1978 in Kraft getreten.

Kreisky

618.

VEREINBARUNG

ZUR DURCHFÜHRUNG
DES ABKOMMENS ZWI-
SCHEN DER REPUBLIK
ÖSTERREICH UND DEM
KÖNIGREICH BELGIEN
ÜBER SOZIALE SICHER-

HEIT*)

Auf Grund des Artikels 37
Absatz 1 des Abkommens zwi-
schen der Republik Österreich
und dem Königreich Belgien
fiber Soziale Sicherheit vom 4.
April 1977 haben die zuständigen
Behörden, und zwar

fur die Republik Österreich:

der Bundesminister für soziale
Verwaltung, vertreten durch
Ministerialrat
Dr. Josef SCHUH,

der Bundesminister für Fi-
nanzen, vertreten durch
Ministerialrat
Dr. Leopold WOHLMANN,

für das Königreich Belgien:

der Minister für soziale Vor-
sorge und
der Minister für den Mittel-
stand, vertreten durch
Seine Exzellenz
Baron PAPEIANS
de MORCHOVEN,
Botschafter von Belgien in
Österreich,

zur Durchführung des Abkom-
mens folgendes vereinbart:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 612/1978
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ABSCHNITT I

A l l g e m e i n e
B e s t i m m u n g e n

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

(1) Das Abkommen zwischen
der Republik Österreich und dem
Königreich Belgien über So-
ziale Sicherheit vom 4. April 1977
wird in der Folge als „Abkom-
men" bezeichnet.

(2) Die im Artikel 1 des Ab-
kommens festgelegten Aus-
drücke werden in dieser Ver-
einbarung in derselben Bedeu-
tung verwendet, die ihnen im
genannten Artikel gegeben wird.

Artikel 2

Verbindungsstellen

(1) Verbindungsstellen nach
Artikel 38 des Abkommens sind
in Österreich

für die Kranken-, Unfall- und
Pensionsversicherung :

Hauptverband der österreichi-
schen Sozialversicherungsträ-
ger,

für die Arbeitslosenversicherung:

Landesarbeitsamt Wien,

für die Familienbeihilfen:
Bundesministerium für Finan-
zen,

in Belgien

A. System für Dienstnehmer:

1. Krankheit und Mutter-
schaft:
Staatliche Anstalt für Kran-
ken- und Invaliditätsver-
sicherung (Institut national
d'assurance maladie-invali-
dité),

2. Invalidität:
a) Allgemeine Invalidität:

Staatliche Anstalt für
Kranken- und Invalidi-
tätsversicherung (Insti-
tut national d'assurance
maladie-invalidité),
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b) Sonderinvalidität der
Bergarbeiter:
Staatliche Kasse für Al-
tersversorgung der Berg-
arbeiter (Fonds national
de retraite des ouvriers
mineurs),

3. Alter und Tod (Pensionen) :

a) Staatliches Amt für
Arbeitnehmerpensionen
(Office national des pen-
sions pour travailleurs
salariés) für die Bearbei-
tung der Anträge,

b) Staatliche Kasse für Al-
ters- und Hinterbliebe-
nenpensionen (Caisse
nationale des pensions
de retraite et de survie)
für die Zahlung der Lei-
stungen,

4, Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten:
Ministerium für soziale
Vorsorge (Ministère de la
Prévoyance sociale),

5. Sterbegeld:
Staatliche Anstalt für Kran-
ken- und Invaliditätsver-
sicherung (Institut national
d'assurance maladie-inva-
lidité),

6. Arbeitslosigkeit:
Staatliches Arbeitsamt (Of-
fice national de l'emploi),

7. Familienbeihilfen:
Ministerium für soziale
Vorsorge (Ministère de la
Prévoyance sociale);

B. System für selbständig Er-
werbstätige :

1. Krankheit und Invalidität:
Staatliche Anstalt für Kran-
ken- und Invaliditätsver-
sicherung (Institut national
d'assurance maladie-invali-
dité),

2. Alter und Tod (Pensionen);

a) Staatliche Sozialversiche-
rungsanstalt für selb-
ständig Erwerbstätige
(Institut national d'assu-
rances sociales pour tra-
vailleurs indépendants)
fur die Bearbeitung der
Anträge,
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b) Staatliche Kasse für Al-
ters- und Hinterbliebe-
nenpensionen (Caisse
nationale des pensions
de retraite et de survie)
für die Zahlung der
Leistungen,

3. Familienbeihilfen:

Staatliche Sozialversiche-
rungsanstalt für selbstän-
dig Erwerbstätige (Institut
national d'assurances so-
ciales pour travailleurs indé-
pendants).

(2) Den Verbindungsstellen ob-
liegen die in dieser Vereinbarung
festgelegten Aufgaben. Bei
Durchführung des Abkommens
können sie miteinander sowie
mit den beteiligten Personen
oder deren Beauftragten un-
mittelbar in Verbindung treten.
Sie haben einander bei Durch-
führung des Abkommens au
unterstützen.

Artikel 3

Zusammenrechnung der
Zeiten

(1) Für die Anwendung des
Artikels 5, des Artikels 12 Ab-
satz 1 und des Artikels 32 Ab-
satz 1 des Abkommens durch
einen Träger eines Vertrags-
staates hat die betreffende Person
eine Bescheinigung über die
nach den Rechtsvorschriften des
anderen Vertragsstaates in Be-
tracht kommenden Zeiten vor-
zulegen.

(2) Diese Bescheinigung ist auf
Ersuchen der betreffenden Per-
son von dem Träger oder den
Trägern des anderen Vertrags-
staates auszustellen, bei dem
bzw. denen sie die in Betracht
kommenden Zeiten zurückge-
legt hat. Soweit eine Bescheini-
gung über Versicherungszeiten
in Österreich in Betracht kommt,
ist diese vom Träger der Kran-
kenversicherung auszustellen.
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ABSCHNITT II
Anwendung der Bestim-
mungen über die anzu-
wendenden Rechtsvor-

schriften

Artikel 4
Gleichzeitige

Erwerbstätigkeiten
Bei gleichzeitiger Ausübung

einer selbständigen Erwerbstä-
tigkeit in Belgien und einer un-
selbständigen Erwerbstätigkeit
in Österreich hat die in Betracht
kommende Person dem zustän-
digen Träger in Belgien eine
Bescheinigung darüber vorzu-
legen, daß sie den österreichi-
schen Rechtsvorschriften unter-
liegt,

Artikel 5

Entsendungen
In den Fällen des Artikels 9

Absatz 1 des Abkommens hat
der Dienstnehmer eine Beschei-
nigung vorzulegen, die in Öster-
reich

vom Träger der Krankenver-
sicherung,

in Belgien
vom Staatlichen Amt für So-
ziale Sicherheit (Office natio-
nal de sécurité sociale)

auszustellen ist.

ABSCHNITT III
Anwendung der besonde-
ren Bestimmungen auf die
einzelnen Leistungsarten

KAPITEL 1
Krankheit und
Mutterschaft

Titel 1
Sachleistungen

Artikel 6
(1) In den Fällen des Artikels 12
Absatz 2, des Artikels 13 Ab-
sitze 1, 2, 3 und 7, des Artikels 14
und des Artikels 16 Absätze 2,
4 und 7 des Abkommens hat die
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in Betracht kommende Person
dem im Artikel 17 des Abkom-
mens bezeichneten Träger eine
Bescheinigung des zuständigen
Trägers über den Anspruch auf
Sachleistungen vorzulegen.

(2) Wird Krankenhauspflege
gewährt, so hat der im Artikel 17
des Abkommens bezeichnete
Träger dem zuständigen Träger
unverzüglich den Tag der Auf-
nahme in das Krankenhaus so-
wie den Tag der Entlassung mit-
zuteilen.

(3) Für die Anwendung des
Artikels 13 Absatz 5 des Ab-
kommens ist eine Liste der Kör-
perersatzstücke, größeren Hilfs-
mittel und anderen Sachlei-
stungen von erheblicher Bedeu-
tung dieser Vereinbarung ange-
schlossen. Der im Artikel 17
des Abkommens bezeichnete
Träger hat den zuständigen Trä-
ger im vorhinein von jedem An-
trag auf Gewährung dieser Lei-
stungen zu unterrichten. Der zu-
ständige Träger hat dem im Ar-
tikel 17 des Abkommens be-
zeichneten Träger unverzüglich
seine Entscheidung bekanntzu-
geben. Sind solche Leistungen im
Fall unbedingter Dringlichkeit
zu gewähren, so hat der im Ar-
tikel 17 des Abkommens be-
zeichnete Träger dies unver-
züglich dem zuständigen Träger
mitzuteilen.

Artikel 7

Die entstandenen Aufwendun-
gen sind auf Antrag der be-
treffenden Person vom zustän-
digen Träger nach den für den
im Artikel 17 des Abkommens
bezeichneten Träger maßgeben-
den Sätzen zu erstatten, sofern
die vorgesehenen Verfahrens-
regelungen nicht eingehalten
werden konnten. Der im Artikel
17 des Abkommens bezeichnete
Träger hat dem zuständigen Trä-
ger auf dessen Verlangen die er-
forderlichen Auskünfte über die-
se Sätze zu erteilen.
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T i t e l 2

Geldleistungen

Artikel 8

(1) Im Falle des Artikels 13
Absatz 1 des Abkommens hat
die in Betracht kommende Person
für den Bezug von Geldleistun-
gen unverzüglich ihre Arbeits-
unfähigkeit dem Träger des Auf-
enthaltsortes unter Einhaltung
jenes Verfahrens zu melden, das
die für diesen Träger geltenden
Rechtsvorschriften vorsehen.
Außerdem hat sie ihre Anschrift
am Aufenthaltsort sowie Namen
und Anschrift des für sie zu-
ständigen Trägers bekanntzu-
geben.

(2) Nach Erhalt der Krankmel-
dungsanzeige nach Absatz 1 hat
der Träger des Aufenthaltsortes
die ärztliche Kontrolluntersu-
chung der Person so vorzuneh-
men, als handelte es sich um
einen bei ihm Versicherten. Der
Träger des Aufenthaltsortes hat
dem zuständigen Träger unver-
züglich den vom untersuchenden
Arzt erstellten Bericht unter An-
schluß der Krankmeldungsan-
zeige zu übermitteln. Darin ist
insbesondere die voraussichtli-
che Dauer der Arbeitsunfähig-
keit anzugeben.

(3) Der Träger des Aufenthalts-
ortes hat die weitere ärztliche
und verwaltungsmäßige Kon-
trolle so durchzuführen, als han-
delte es sich um einen bei ihm
Versicherten.

(4) Ist die ärztliche Kontrolle
nicht mehr erforderlich, so hat
der zuständige Träger dies dem
Träger des Aufenthaltsortes un-
verzüglich mitzuteilen.

(5) Ist der Träger des Aufent-
haltsortes auf Grund der ärzt-
lichen Feststellung der Ansicht,
daß die Arbeitsunfähigkeit be-
endet ist, so hat er dies der in
Betracht kommenden Person mit-
zuteilen; gleichzeitig hat er eine
Ausfertigung dieser Mitteilung
dem zuständigen Träger zuzu-
senden.
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(6) Beachtet eine Person nicht
das in den Rechtsvorschriften
des Aufenthaltsortes vorgese-
hene Verfahren, so hat dies der
Träger des Aufenthaltsortes un-
verzüglich dem zuständigen Trä-
ger mitzuteilen. Die vom zu-
ständigen Träger getroffene Ent-
scheidung ist dem Versicherten
sowie dem Träger des Aufent-
haltsortes unverzüglich mitzu-
teilen.

(7) Erhält der Träger des Auf-
enthaltsortes davon Kenntnis,
daß der Versicherte verstorben
ist oder die Arbeit ganz oder
teilweise wiederaufgenommen
hat, oder eine Pension, Rente
oder sonstige Einkünfte erhält,
so hat er dies dem zuständigen
Träger unverzüglich mitzuteilen.

(8) Enscheidet der zuständige
Träger, daß

a) keine Arbeitsunfähigkeit
vorliegt,

b) eine Person wieder arbeits-
fähig ist,

so hat er diese Entscheidung dem
Versicherten unverzüglich mit-
zuteilen und gleichzeitig eine
Ausfertigung dieser Mitteilung
dem Träger des Aufenthalts-
ortes zuzusenden.

Artikel 9

In den Fällen des Artikels 13
Absätze 2 und 3 des Abkom-
mens sind, wenn der zuständige
Träger um Durchführung einer
Kontrolle des Versicherten er-
sucht, die Bestimmungen des
Artikels 8 Absätze 2 bis 8 ent-
sprechend anzuwenden.

Artikel 10

Geldleistungen sind dem An-
spruchsberechtigten vom zu-
ständigen Träger direkt aus-
zuzahlen; sie können auch auf
Ersuchen dieses Trägers und zu
seinen Lasten vom Träger des
Aufenthalts- oder Wohnortes
ausgezahlt werden.
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Artikel 11

Die Durchführung der Arti-
kel 8 bis 10 obliegt den im Ar-
tikel 17 des Abkommens be-
zeichneten Trägern.

KAPITEL 2

Al t e r und Tod

Artikel 12

Bearbeitung des
Leistungsantrages

(1) Die zuständigen Träger ha-
ben einander unverzüglich über
einen Leistungsantrag und über
die Eröffnung eines Leistungs-
anspruchs, auf den Abschnitt III
Kapitel 2 des Abkommens an-
zuwenden ist, zu unterrichten.

(2) Die zuständigen Träger ha-
ben in der Folge einander auch
die sonstigen für eine Leistungs-
feststellung oder Leistungsände-
rung erheblichen Tatsachen, ge-
gebenenfalls unter Beifügung
ärztlicher Gutachten, mitzutei-
len
(3) Die zuständigen Träger ha-
ben einander unverzüglich über
die Entscheidungen im Fest-
stellungsverfahren zu unterrich-
ten.

Artikel 13

Zahlung von Pensionen oder
Renten

Pensionen oder Renten bei
Altec und Tod sind vom zu-
ständigen Träger direkt an die
Anspruchsberechtigten zu zah-
len.

Nachzahlungen sind in den
Fällen des Artikels 42 Absatz 1
des Abkommens dem aufrech-
nungsberechtigten Träger zu
überweisen, der einen allfälligen
Restbetrag dem Anspruchsbe-
rechtigten auszuzahlen hat.

Artikel 14

Statistiken

Die zuständigen Träger haben
des für sie in Betracht kommen-
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den Verbindungsstelle eine jähr-
lich zu erstellende Statistik über
die nach Artikel 13 vorgenom-
menen Zahlungen zu übermitteln.

Diese Statistiken sind von den
Verbindungsstellen auszutau-
schen.

KAPITEL 3

I n v a l i d i t ä t

Artikel 15

Verfahren

(1) Für die Durchführung des
Abschnittes III Kapitel 3 des Ab-
kommens sind die Artikel 12 bis
14 entsprechend anzuwenden.

(2) Das Ergebnis ärztlicher
Untersuchungen, die aufgrund
innerstaatlicher Rechtsvorschrif-
ten durchgeführt werden, ist dem
in Betracht kommenden Träger
des Vertragsstaates mitzuteilen.

(3) Wird in Anwendung des
Artikels 37 Absatz 6 des Ab-
kommens eine ärztliche Unter-
suchung durchgeführt, so sind
die Bestimmungen des Artikels
8 Absätze 5 bis 7 entsprechend
anzuwenden.

KAPITEL 4

Arbeitsunfälle und
Berufskrankheiten

Artikel 16

Gewährung von Leistungen

(1) In den Fällen des Artikels 29
Absatz 1 des Abkommens ist
Artikel 6 und in den Fällen des
Artikels 29 Absatz 7 des Ab-
kommens sind die Artikel 8 bis
10 entsprechend anzuwenden.

(2) Für die Zahlung von Geld-
leistungen ist Artikel 13 erster
Satz entsprechend anzuwenden.
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KAPITEL 5

A r b e i t s l o s i g k e i t

Artikel 17

Zusammenrechnung der
Zeiten

(1) Für die Anwendung des
Artikels 33 Absatz 1 des Ab-
kommens durch einen Träger
eines Vertragsstaates hat die
betreffende Person eine Beschei-
nigung über die nach den Rechts-
vorschriften des anderen Ver-
tragsstaates in Betracht kommen-
den Zeiten vorzulegen.

(2) Für die Ausstellung der
Bescheinigung gilt Artikel 3
Absatz 2 entsprechend.

KAPITEL 6

Fami l i enbe ih i l f en

Artikel 18

Die für die Anwendung der
Artikel 34 und 35 des Abkom-
mens für den zuständigen Träger
des einen Vertragsstaates erfor-
derlichen Bescheinigungen sind
auf Verlangen von den Stellen
im Gebiet des anderen Vertrags-
staates auszustellen, die nach
dessen Rechtsvorschriften für
die Ausstellung solcher Be-
scheinigungen zuständig sind

ABSCHNITT IV

Finanz ie l l e
Bes t immungen

Artikel 19

Die Kostenerstattungen nach
den Artikeln 18 Absatz 1 und 29
Absatz 6 des Abkommens haben
im Wege der beiderseitigen Ver-
bindungsstellen zu erfolgen.

Artikel 20

Für die Durchführung der
Artikel 18 und 29 Absatz 6 des
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Abkommens ist der Anspruch
auf Erstattung der Kosten von
Sachleistungen nach Abschluß
des Leistungsfalles oder für jedes
Kalenderhalbjahr geltend zu
machen und binnen sechs Mo-
naten nach Eingang der Forde-
rung zu erfüllen.

ABSCHNITT V

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n

Artikel 21

Formblätter

Die Vordrucke der für die
Durchführung des Abkommens
und dieser Vereinbarung vor-
gesehenen Bescheinigungen, Be-
richte und Formblätter sind von
den Verbindungsstellen mit Zu-
stimmung der zuständigen Be-
hörden einvernehmlich festzu-
legen.

Artikel 22

Inkrafttreten

Diese Vereinbarung tritt
gleichzeitig mit dem Abkommen
in Kraft.

GESCHEHEN zu Wien, am
1. Dezember 1977, in zwei Ur-
schriften in deutscher sowie in
französischer und niederländi-
scher Sprache, wobei die drei
Texte in gleicher Weise authen-
tisch sind.

Für den
Bundesminister für
soziale Verwaltung:

Dr. Schuh m. p.

Für den
Bundesminister für Finanzen:

Dr. Wohlmann m. p.

Für den
Minister für

soziale Vorsorge
und

für den
Minister für den Mittelstand:

Baron Papeians
de Morchoven m. p.
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A N L A G E

Liste der Sachleistungen, für
deren Gewährung die Zustim-
mung der zuständigen Träger
erforderlich ist (Artikel 6 Ab-

satz 3)

1. Körperersatzstücke, ortho-
pädische Apparate und Stütz-
apparate einschließlich gewebe-
bespannter orthopädischer Kor-
sette nebst Ergänzungsteilen, Zu-
behör und Werkzeugen;

2. orthopädische Maßschuhe,
gegebenenfalls mit dem dazuge-
hörigen Normalschuh (nicht or-
thopädisch);

3. Kiefer- und Gesichtsplasti-
ken, Perücken;

4. Kunstaugen, Kontaktscha-
len, Vergrößerungsbrillen und
Fernrohrbrillen ;

5. Hörgeräte, namentlich aku-
stische und phonetische Geräte;

6. Zahnersatz (festsitzender
und herausnehmbarer) und Ver-
schlußprothesen der Mundhöhle;

7. Krankenfahrzeuge, Roll-
stühle sowie andere mechanische
Fortbewegungsmittel ;

8. Erneuerung der unter den
Ziffern 1 bis 7 genannten Ge-
genstände;

9. Kuren;

10. ärztliche Behandlung und
Pflege in Genesungs- und Er-
holungsheimen sowie Heilstät-
ten;

11. Maßnahmen der medizi-
nischen und beruflichen Wieder-
eingliederung;

12. alle übrigen Heilbehelfe,
Hilfsmittel und ähnliches, deren
Anschaffungskosten in Öster-
reich 5000 Schilling, in Belgien
bfr 10000 übersteigen.

Die Vereinbarung ist gemäß ihrem Art. 22 und gemäß Art. 47 Abs. 2 des Abkommens am
1. Dezember 1978 in Kraft getreten.

Kreisky


